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Fußnoten 

1 OECD: Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung mit Sitz in Paris hat 35 west-
liche Industrieländer als Mitgliedsländer. Mit weiteren Ländern, insbesondere Schwellenländern, wurde 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit Blick auf eine mögliche Mitgliedschaft vereinbart. 

2 [Gurría 2013]. 
3 [Pinkernell 2014, Vorwort, Absätze 1 und 2]. 
4 [ver.di 2013]. 
5 [DGB 2017]. 
6 [Gabriel 2014]. 
7 [OECD 2017b, S. 5], Übersetzung durch Jarass/Obermair. 
8 Siehe die spätere Tab. 2.5. 
9 Siehe etwa die spätere Abb. 4.2. 
10 [OECD 2014]. 
11 Z.B. [EU 2012]. 
12 [OECD 2013, Kap. 4, S. 33ff.]. 
13 [ver.di 2013]. 
14 Siehe hierzu auch [Oxfam 2016] und [Steueroasen 2017]. 
15 Zum Folgenden siehe [Lux Leaks 2015, S. 6f.]; siehe auch die spätere Tab. 7.3. 
16 [OECD 2013]. 
17 Siehe hierzu auch die spätere Tab. 2.8. 
18 Siehe hierzu auch das spätere Kap. 1.2.2, das einige Beispiele erläutert. 
19 Siehe hierzu [OECD 2017j]. 
20 Zu Details siehe [Pinkernell 2014, S. 131f.]. 
21 [N-TV 2013].  
22 [Faccio 2017]. 
23 [Spiegel 2017]. 
24 [Giegold 2017]. 
25 Zum Folgenden siehe [BR 2016]. 
26 [NRW 2016]. 
27 [BASF 2016]. 
28 Siehe hierzu auch die spätere Tab. 7.3. 
29 Siehe zum folgenden [Lux Leaks 2015, S. 12/13]. 
30 Das Folgende basiert auf [Pinkernell 2013a]. 
31 Zu den Details siehe [Pinkernell 2013]; [Pinkernell 2014, S. 131ff.]. 
32 Siehe die spätere Tab. 7.3. 
33 Die Ausführungen zum Beispiel APPLE basieren auf [Pinkernell 2014, S. 144ff.], der u.a. Informationen 

des Permanent Subcommittee on Investigations des US-Senats (PSI) ausgewertet hat, das sich in einer 
öffentlichen Anhörung am 21.05.2013 mit den Gestaltungsmaßnahmen des APPLE-Konzerns befasst hat, 
die vorher bereits in der Presse diskutiert worden waren. Man sieht auch hier wieder, wie wichtig Maßnah-
men für eine erhöhte Transparenz sind. Vgl. die entsprechenden OECD-Aktionen (Kap. 3.2.2) und EU-
Maßnahmen (Kap. 4.2).  

34 Ausländische Schachteldividenden werden in den USA nicht ermäßigt besteuert, sondern unterliegen dem 
regulären Tarif, Spitzensteuersatz 35%. 

35 [EU 2014j]; vgl. zu dieser und weiteren EU-Maßnahmen Kap. 4.2.2. 
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36 Siehe Kap. 4.2.2. 
37 Vgl. zum Folgenden [Pinkernell 2014, S. 135ff.]. 
38 B2C: Business to Consumer, also Geschäfte mit Endverbrauchern. 
39 B2B: Business to Business, also Geschäfte nicht mit Endverbrauchern, sondern mit anderen Unterneh-

men. 
40 "Nach Art. 5 Abs. 4 OECD-Musterabkommen 2010 gelten Geschäftseinrichtungen unterstützender oder 

vorbereitender Art, wie z.B. Warenlager oder Einkaufs- und Informationsstellen, nicht als Betriebsstätten. 
Es handelt sich hierbei insbesondere um Einrichtungen zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens.“ Hierauf beruhen auch die deutschen Doppelbesteuerungsab-
kommen. Gemäß diesen Definitionen hat z.B. AMAZON in Deutschland keine Betriebsstätte und deshalb 
muss AMAZON in Deutschland auf seine deutschen Handelsgewinne keine Einkommensteuern zahlen, 
sondern nur auf einen kalkulatorischen Gewinnzuschlag auf die Kosten seiner in Deutschland ansässigen 
Auslieferungslager. Dieser Gewinnzuschlag ist sehr gering (weil man von sehr geringen Risiken ausgeht) 
und deshalb sind die von AMAZON in Deutschland gezahlten Steuern sehr gering. Nur die AMAZON-
Logistikzentren unterliegen einer Betriebsprüfung, nicht aber AMAZON selbst. ... Ob eine Firma von der 
Betriebsprüfung geprüft wird, hängt primär davon ab, ob sich überhaupt eine inländische Betriebsstätte 
ergibt, für die wir das Besteuerungsrecht haben." (Dank an W. Stupka, ehemaliger Steuerprüfer aus Nürn-
berg für diese Ausführungen; zu Grundlagen des Doppelbesteuerungsrechts siehe [Betriebsstätte 2014]). 
Auch deshalb ist der Betriebsstättenbegriff der OECD seit einigen Jahren stark im Fluss [OECD 2015, 
Action 7]; [Schoppe/Reichel 2017]. Immaterielle Wirtschaftsgüter können letztlich nur effektiv besteuert 
werden, wenn man Betriebsstätten fingiert, auch wenn im jeweiligen Land keinerlei reale Aktivitäten (von 
reinen Logistikzentren abgesehen) stattfinden, so eine mittlerweile häufig vertretene Auffassung.  

41 Vgl. das spätere Kap. 3.2.1. 
42 Zum Folgenden siehe [Lux Leaks 2015, S. 9]. 
43 Siehe z.B. [Beckert 2017]. 
44 [CbCR 2013a, S. 10/11]. 
45 [CbCR 2013a, S. 9]. 
46 [Jarass/Obermair 2006, Kap. 5, S. 44ff.]. 
47 Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS), siehe Kasten 3.1. 
48 Siehe die spätere Abb. 2.3b. 
49 Vgl. Kap. 1.2.2(3). 
50 Aber auch der in Deutschland ansässige Online-Buchhändler, z.B. BUECHER.de. 
51 [Walter-Borjans/Gabriel 2016]. 
52 [OECD 2013]; [Henn 2017]. 
53 "... ist von einem zusätzlichen staatlichen Investitionsbedarf in Höhe eines zweistelligen Milliardenbetrags 

pro Jahr auszugehen." [Rietzler 2014]. 
54 Für detaillierte Informationen siehe [IBFD 2017]. 
55 47,5% = 45% * (1 + 5,5% Solidaritätszuschlag), siehe [BMF 2017b, Tab. 2.5]. 
56 In Ostdeutschland beträgt die Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche Renten- und Arbeitslosen-

versicherung im Jahr 2017 nur 5.700 € pro Monat. 
57 Dabei wird von einem durchschnittlichen Zusatzbeitrag für die Krankenversicherung von 1,1% ausgegan-

gen; diesen Zusatzbeitrag muss allein der Arbeitnehmer tragen. 
58 Der für die Pflegeversicherung angegebene Beitragssatz von 1,525% gilt für einen Beitragszahler ohne 

Kind(er). Mit Kind ist der Beitragssatz der Pflegeversicherung um 0,25 %-Punkte niedriger. 
59 Zu gezahlten sonstigen Sozialabgaben der Arbeitgeber siehe Abb. 2.1. 
60 Ein vergleichbares Einkommen aus Unternehmertätigkeit eines Selbständigen wird etwa gleich stark be-

lastet wie das Arbeitsentgelt eines Arbeitnehmers, wenn man berücksichtigt, dass ein Selbständiger aus 
seinem Bruttoeinkommen alle Vorsorgeleistungen für Rente und Krankheit alleine aufbringen muss. 

61 Das durchschnittliche Arbeitsentgelt eines vollbeschäftigten deutschen Arbeitnehmers betrug in 2017 ca. 
4.000 €. 
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62 26,4% = 25% Abgeltungsteuer * (1 + 5,5% Solidaritätszuschlag), monatlicher Freibetrag 67 €. Im Gegen-

zug können keine für den Erwerb der privaten Kapitalerträge angefallenen Kosten (z.B. für gezahlte Zin-
sen, Kapitalverwaltung etc.) geltend gemacht werden.  

63 Dies ist für Einkommen mit einem Durchschnittssteuersatz von unter 26,4% vorteilhaft, wie z.B. bei einem 
monatlichen Einkommen aus privaten Kapitalerträgen von 3.000 €. Bei den Berechnungen für Tab. 2.2 
wird davon ausgegangen, dass neben den privaten Kapitaleinkünften kein weiteres zu versteuerndes Ein-
kommen vorliegt. 

64 Dies schließt alle erhaltenen Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren sowie den Gewinn aus Beteiligun-
gen an Personengesellschaften ein. Allerdings gibt es eine Vielzahl von Sonderregeln und Befreiungen. 
So unterliegen z.B. Dividenden von Kapitalgesellschaften nur zu 60% der deutschen Einkommensteuer. 

65 47,5% = 45% * (1 + 5,5% Solidaritätszuschlag), siehe [BMF 2017b, Tab. 2.5]. 
66 Gewerbesteuerpflichtig ist das einkommensteuerpflichtige Einkommen plus 1/4 der gezahlten Zinsen plus 

1/16 der gezahlten Lizenzgebühren. Erhaltene Dividenden sind gewerbesteuerfrei, falls die Beteiligung ≥ 
15% ist. 

67 Minimaler Gewerbesteuersatz von 7% beim gesetzlich vorgegebenen Mindesthebesatz von 200%: 7% = 
200% * 3,5. Jährlicher Freibetrag 24.500 € pro Einzelunternehmer und pro Personengesellschaft. 

68 Z.B. 19,25% in Oberhausen mit einem Gewerbesteuer-Hebesatz von 550%. In einigen wenigen kleinen 
Gemeinden liegt der Hebesatz weit darüber, z.B. 750% in Kernkraftwerksstandort Brokdorf in Schleswig-
Holstein [Gewerbesteuer 2017], was einen Gewerbesteuersatz von 26,25% ergibt. 

69 Bis zu einem Gewerbesteuerhebesatz von 380% (§ 35 EStG) kann die gezahlte Gewerbesteuer mit der 
Einkommensteuerschuld verrechnet werden. Durch die Verringerung der Einkommensteuerschuld wird 
auch der Solidaritätszuschlag entsprechend verringert, sodass bis zu einem Gewerbesteuersatz von rund 
14% nur verrechenbare Gewerbesteuer anfällt und damit keine Netto-Belastung resultiert. 

70 Plus 5,5% Solidaritätszuschlag auf die Körperschaftsteuerschuld. In Deutschland wurde der nominale Kör-
perschaftsteuersatz von 40% in 2000 über 25% in 2001 auf 15% in 2008 gesenkt (zzgl. Solidaritätszu-
schlag von gut 1%-Punkt) und blieb seitdem unverändert [BMF 2017b, Tab. 3.5]. 

71 Minimaler Gewerbesteuersatz von 7% beim gesetzlich vorgegebenen Mindesthebesatz von 200%: 7% = 
200% * 3,5. 

72 Z.B. 19,25% in Oberhausen mit einem Gewerbesteuer-Hebesatz von 550%. In einigen wenigen kleinen 
Gemeinden liegt der Hebesatz weit darüber, z.B. 750% in Brokdorf (Kernkraftwerksstandort) in Schleswig-
Holstein [Gewerbesteuer 2017], was einen Gewerbesteuersatz von 26,25% ergibt. 

73 Falls die Beteiligung ≥ 10% ist, müssen normalerweise nur 5% der Dividenden von Kapitalgesellschaften 
versteuert werden, was typischerweise zu einem Steuersatz von 1,5% (= 5% * 30%) führt (siehe aber § 
8b, Abs. 7 und 8 EStG). 

74 Die von den Unternehmen gezahlte Kapitalertragsteuer bleibt dabei unberücksichtigt, da sie zum größten 
Teil als Steuervorauszahlung für die Zahlungsempfänger geleistet wird.  

75 Tab. 2.8 gibt einen Überblick über die nominalen Steuersätze für Kapitalgesellschaften für das Jahr 2016. 
Deutschland liegt – trotz der massiven Senkung von 40% auf 30% durch die Unternehmensteuerreform 
2008 – mit rund 30% im oberen Drittel, Frankreich, Japan und USA haben mit bis zu 38% allerdings noch 
höhere nominale Steuersätze. 

76 Auch bei den Steuern auf den privaten Konsum liegt das tatsächliche Aufkommen nur wenig unter dem 
rechnerisch zu erwartenden Aufkommen. 

77 Einkommensteuerspitzensatz 42%, typischer Steuersatz für Kapitalgesellschaften rund 30%. 
78 Beispiel: Das deutsche Volkseinkommen steigt nominal von 1.555 Mrd. € im Jahr 2000 auf prognostizierte 

2.720 Mrd. € im Jahr 2020, eine nominale Steigerung um 75% (= 2.720 Mrd. € / 1.555 Mrd. € - 1). Der 
Preisindex mit Basis 2010 = 1,0 steigt von 0,86 im Jahr 2000 auf prognostizierte 1,15 im Jahr 2020. Damit 
steigt in Preisen von 2010 das deutsche Volkseinkommen von 1.808 Mrd. € (= 1.555 Mrd. € / 0,86) im Jahr 
2000 auf prognostizierte 2.357 Mrd. € (= 2.720 Mrd. € / 1,15) im Jahr 2020, eine prognostizierte Steigerung 
um 30% (= 2.357 Mrd. € / 1.808 Mrd. € - 1) von 2000 bis 2020. 
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79 Ohne Berücksichtigung von vermögenbezogenen Steuern (Grund-, Grunderwerb- und Erbschaftsteuer), 

die häufig nicht von den aktuellen Vermögensbesitzern getragen werden. Selbst bei voller Berücksichti-
gung würde sich allerdings derselbe Anstieg ergeben, weil diese vermögenbezogenen Steuern mit nomi-
nal 18 Mrd. € in 2000 auf nominal 35 Mrd. € in 2020 laut Prognose genauso stark steigen wie die Netto-
einkommen. 

80 Siehe die Hinweise zu Tab. 10.9. 
81 Siehe Tab. 10.9, Z. (4.2) und Z. (4.4). 
82 [USA 2017]. Diese Vorschläge beruhen auf [USA 2016]. 
83 Deemed Repatriation Tax. 
84 Siehe das frühere Kap. 2.1.1(4). 
85 Die Hoffnung ist der größte Feind des Kaufmanns! 
86 [USA 2016]. 
87 [Philipp 2017]; siehe hierzu auch [EU 2015].  
88 [USA 2017a]. 
89 47,5% = 45% * (1 + 5,5% Solidaritätszuschlags), siehe [BMF 2017b, Tab. 2.5]. 
90 [BMF 2017b, Tab. 3.5]. 
91 Nur Berücksichtigung der normalen Mehrwertsteuersätze, z.B. in Deutschland 19%. Daneben gibt es noch 

ermäßigte Mehrwertsteuersätze, z.B. in Deutschland 7% für Nahrungsmittel, Zeitungen, Bücher etc. 
92 Siehe Kap. 2.2.1 
93 Siehe [USA 2017b]; [USA 2017c]. 
94 Siehe z.B. [USA 2017b]; [USA 2017c]; [ESA 2010]. 
95 Im Gegensatz dazu werden in den vorherigen Abb. 2.1, Abb. 2.4, Abb. 2.5 und Abb. 2.6 alle Sozialabgaben 

und nicht nur die gesetzlichen Sozialabgaben berücksichtigt. 
96 Die in der früheren Abb. 2.2b für Deutschland gezeigte Steuerbelastung für Unternehmens- und Vermö-

genseinkommen von knapp 25% in 2015 (ohne Grund-, Grunderwerb- und Erbschaftsteuer) stimmt gut 
mit dem entsprechenden Wert in Abb. 2.11b überein. 

97 OECD-Werte ab 2015 lagen bei Drucklegung des Buches noch nicht vor. 
98 Zu Reformvorschlägen bezüglich der Besteuerung von Arbeitnehmerentgelten sowie von Unternehmens- 

und Vermögenseinkommen siehe [DGB 2017a]. 
99 [Lang 2013, S. 372]. 
100 [OECD 2013]. 
101 [OECD 2013a]; siehe das spätere Kap. 3.2. 
102 [OECD 1998] und viele folgende OECD-Papiere. 
103 Z.B. New York Times und Guardian, in Deutschland neben den großen Magazinen, Zeitungen und Fern-

sehsendern auch viele regionale Medien. 
104 [Gurría 2013]. 
105 [G20 2014, Punkt 9], Übersetzung durch Jarass/Obermair. 
106 [OECD 2013a, S. 13]. 
107 Zu IKEA siehe [Jarass/Obermair 2012, Kap. 2.2.1(1), S. 43ff.]; [Hentschel 2013]. 
108 [BMF 2013d]. 
109 [Gurría 2013]. 
110 [Sell 2013]. 
111 [OECD 2013a, S. 14-24]. Zur besonders wichtigen digitalen Wirtschaft siehe [Pinkernell 2013]; [Pinkernell 

2014]. 
112 [OECD 2015]; Erläuterungen auch in deutsch [OECD 2015a]. 
113 [OECD 2015a, S. 12]. 
114 [OECD 2017b]. 
115 [OECD 2014b]; [Kofler 2017]. 
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116 Ein Beispiel: AMAZON wickelte im Jahr 2012 Umsätze mit deutschen Kunden in Höhe von rund 6,5 Mrd. 

€ (8,7 Mrd. US$) über in Luxemburg sitzende Gesellschaften ab. In Deutschland wies AMAZON einen 
Gewinn von nur 10,2 Mio. € aus und zahlte darauf 3,2 Mio. € Steuern [Zeit 2013]. Siehe zum steuerspa-
renden Geschäftsmodell von AMAZON auch das frühere Kap. 1.2.2(3). 

117 [OECD 2012]; [BMF 2015, Aktionspunkt 2]; [OECD 2017]. 
118 Hybrid (griechisch): von zweifacher Herkunft; aus Verschiedenartigem zusammengesetzt; zweideutig. 
119 Seit Ende Januar 2017 liegt der Abschlussbericht zu Maßnahme 2 auch in deutscher Sprache vor [OECD 

2017c]. Zu weiteren Umsetzungsvorschlägen siehe [OECD 2017i]. 
120 Das erinnert sehr an das Abzugsverbot des deutschen § 3c Abs. 1 EStG, der in Deutschland z.B. bei 

Aufwendungen für Auslandsinvestitionen seit Jahren nicht angewandt wird [Jarass/Obermair 2012, Kap. 
2.2.2]. 

121 CFC: Controlled Foreign Corporation. 
122 [BMF 2015, Aktionspunkt 3]. 
123 Siehe hierzu das spätere Kap. 5.1.3. 
124 § 4h EStG. 
125 [BMF 2015, Aktionspunkt 4]; [OECD 2016]. 
126 [OECD 2016c]. 
127 [BMF 2015, Aktionspunkt 5]; [OECD 2015a, Aktionspunkt 5]. Auch die Europäische Kommission hat der-

artige Nexus-Regeln bezüglich der Besteuerung von Lizenzgebühren mittlerweile beschlossen, die auch 
von der deutschen Bundesregierung bei der Lizenzschranke berücksichtigt wurden, siehe das spätere 
Kap. 7.1.2(3). 

128 [OECD 2017d]. 
129 [BMF 2015, Aktionspunkt 6]; [OECD 2015a, Aktionspunkt 6]. 
130 [OECD 2017e]. 
131 Siehe Kap. 1.2.2(2). 
132 Siehe Kap. 1.2.2(3). 
133 Vgl. Abb. 1.2. 
134 [BMF 2015, Aktionspunkte 8 bis 10]; [OECD 2015a, Aktionspunkte 8 bis 10].  
135 Mittlerweile liegt der Abschlussbericht zu den Punkten 8 bis 10 auch in deutscher Sprache vor [OECD 

2017f]. Zu den aktuellen Änderungen der OECD-Verrechnungspreisrichtlinien siehe [OECD 2017j]. 
136 [OECD 2015a, Aktionspunkt 11]. 
137 [OECD 2015a, Aktionspunkt 12]. 
138 [OECD 2015a, Aktionspunkt 13]. 
139 Siehe hier z.B. [Steueroasen 2017]. 
140 Vgl. etwa [Spengel/Evers/Meier 2014]. 
141 [OECD 2017h]. 
142 EU Council Directive 2016/881/EU. 
143 [OECD 2015a, Aktionspunkt 14]. 
144 [BMF 2015, Aktionspunkt 15]. 
145 [OECD 2016a]. 
146 [BMF 2017e]. 
147 [OECD 2015a, S. 10]. 
148 [Sell 2013]. 
149 § 4h (1) EStG, § 8a (1) KStG. 
150 Funktionsverlagerungsverordnung aus 2008; erheblich abgeschwächt in 2010, und zwar rückwirkend bis 

2008, durch § 1 Abs. 3 AStG. 
151 [BMF 2016]; siehe hierzu auch [Jarass 2016a]. 
152 § 4i EStG: Aufwendungen eines Mitunternehmers dürfen zukünftig nicht mehr als Sonderbetriebsausga-

ben abgezogen werden, soweit diese Aufwendungen auch die Steuerbemessungsgrundlage in einem 
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anderen Staat mindern. Dies wird von der OECD nicht angesprochen, weil Sonderbetriebsausgaben ein 
spezielles deutsches Thema sind. 

153 §§ 7, 7a, 9 GewStG n.F. 
154 EU-Amtshilfegesetz. 
155 § 1 Abs. 1 AStG n.F. 
156 [BMF 2016a]. 
157 [BMF 2016b]. 
158 § 4j EStG-E [BMF 2017a]. 
159 IFRS bzw. US-GAAP könnten durchaus als Startpunkt für die Ertragsbesteuerung genutzt werden. Da 

Manager nach Erfolg gezahlt werden, ist ein natürlicher Anreiz gegeben, eher zu viel als zu wenig Ge-
winne auszuweisen, was ein systemisches Gegengewicht bildet zur Tendenz, in den Steuerbilanzen eher 
zu wenig als zu viel Gewinn auszuweisen. Die einzelnen Länder müssten sich allerdings auf eine Auftei-
lungsformel einigen, möglichst verbunden mit einem internationalen Mindeststeuersatz: ein schwieriges 
Unterfangen. Deutschland hat das bei der Gewerbesteuer schon vorexerziert (Zerlegung mit Mindesthe-
besatz), der Rückgriff auf den konsolidierten Konzerngewinn würde eine eigene steuerliche Gewinner-
mittlung überflüssig machen. 

160 Wenn auch im Wesentlichen bisher nur für den gesamten Konzern, nicht notwendigerweise aber länder- 
und projektbezogen. 

161 Vgl. etwa [Spengel/Evers/Meier 2014]. 
162 Die häufig in Industrieländern in Form von Finanzierungsgesellschaften angesiedelt sind. 
163 [CbCR 2013a, S. 9]. 
164 Reformvorschläge werden in den späteren Kap. 6.2.1(1), Kap. 7.2.1 und Kap. 7.4.1 erläutert. 
165 [IMF 2014]. 
166 [EU 2014a]. 
167 [BMF 2014a]; § 117c AO (am 24. Dezember 2013 in Kraft getreten!) schaffte hierfür eine Ermächtigungs-

grundlage. 
168 [EU 2016a, Kap. 1]. 
169 [EU 2012, S.2/3]. 
170 [EU 2012, S. 4ff.]. 
171 [EU 2013d]. Lang erkennt erhebliche Probleme an, verwirft aber die EU-Vorschläge und schlägt in seinem 

mit "Wo bleiben die Visionen?" überschriebenen Beitrag [Lang 2013] als Lösung vor: "Steuerharmonisie-
rung als politisches Gebot der Stunde". Wie diese Steuerharmonisierung umgesetzt werden soll, bleibt 
allerdings bei Lang offen. 

172 Mitglieder der G20 [G20 2014a]: Argentinien, Australien, Brasilien, Canada, China, Frankreich, Deutsch-
land, Indien, Indonesien, Italen, Japan, Mexico, Russland, Saudi Arabien, Südafrika, Süd-Korea, Türkei, 
UK, USA, EU.  

173 Z.B. [EU 1990]; [EU 1990a]; [EU 2003]; [EU 2003a]. 
174 [EU 2016a, Kap. 7: Ausblick]. 
175 [EU 2016b]. 
176 [EU 2016c, Art. 4]. 
177 [EU 2016c, Art. 5]. Zur Besteuerung von Wertsteigerungen siehe auch das spätere Kap. 9.2. 
178 [EU 2016c, Art. 6]. 
179 [EU 2016c, Art. 7]. 
180 [EU 2016c, Art. 8/9]. 
181 [EU 2016c, Art. 10]. 
182 [EU 2017]. 
183 [EP 2013]. 
184 [BT 2014]. 
185 [BMF 2017d]. 
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186 Siehe das frühere Kap. 3.2. 
187 Zum folgenden siehe [Jahressteuergesetze 2017]. 
188 Siehe hierzu auch Kap. 9.4.1. 
189 Dies gelingt in sehr seltenen Fällen, so z.B. bei der Novellierung der Zinsrichtlinie [EU 2003a] in 2014 [EU 

2014a]. 
190 [EU 2014a, S. 20]; Übersetzung durch Jarass/Obermair. Die einzelnen Beihilfeverfahren werden veröf-

fentlicht [EU 2017b]. 
191 Auslegung der geltenden Gesetze durch die Steuerbehörden und entsprechende (teilweise rechtsver-

bindliche) Auskünfte an einzelne Steuerpflichtige. 
192 Vgl. Kap. 4.2.2. 
193 [EU 2014b]. 
194 [Handelsblatt 2014a]: "In der Vergangenheit waren z.B. Irland, die Niederlande oder auch Luxemburg in 

die Kritik geraten." 
195 [EU 2014j]. 
196 Siehe hierzu auch [Kofler 2017a]. 
197 Die EU-Kommission verhängte die höchste Kartellstrafe der EU-Geschichte gegen GOOGLE. Die Firma 

habe ihre Marktmacht bei der Online-Shopping-Suche missbraucht [EU 2017d]. 
198 [EU 2015a]. 
199 Email an Jarass vom 17. Mai 2017 von Giegold, Mitglied des Europäischen Parlaments. 
200 [BMF 2017f]. 
201 [EU 2014e]. 
202 Siehe Kap. 3.2.1. 
203 [EU 2014h]. 
204 [EU 2014d, S. 18]: Besteuerung im Bestimmungsmitgliedstaat (Aktion Nr. 25). 
205 [EU 2014l]; [EU 2014d]. 
206 Art. 58, 359 ff. MwStSyst-RL. 
207 [EU 2014a, S. 18/19]. 
208 Siehe auch des frühere Kap. 1.1.2(2). 
209 Arm´s Length Principle: "Welchen Preis hätten fremde Dritte miteinander vereinbart?" 
210 § 90 Abs. 3 AO. 
211 Gewinnabgrenzungsaufzeichnungsverordnung, 13. November 2003, seitdem vielfach novelliert; Verwal-

tungsgrundsätze-Verfahren, BMF, 12. April 2005. 
212 [Rasch 2014]. 
213 [Nientimp/Roeder 2014]. 
214 Vgl. Kap. 3.2.1, Maßnahmen 8, 9 und 10. 
215 [OECD 2011a]; zu den in 2017 aktualisierten Verrechnungspreisleitinien siehe [OECD 2017j]. 
216 [EU 2014a, S. 4]. 
217 [EU 2017c]. 
218 Siehe das frühere Kap. 3.2.1. 
219 [EU 1990a]. 
220 [EU 1990]. 
221 [EU 2003]. 
222 [EU 2013b]. 
223 [EU 2003]. Inwieweit auch Änderungen zur EU-Fusionsrichtlinie [EU 1990a] geplant sind, ist unklar. 
224 [EU 2014a]. 
225 Siehe Kap. 6.2.2(2). 
226 [EU 2003, Art. 1 Abs. 1]. 
227 [EU 2003, Art. 1 Abs. 7 i.V.m. Art. 3b].  
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228 [EU 2003, S. 1]. 
229 Siehe Kap. 6.2.2(2). 
230 [EU 2009]. 
231 [EU 2011a], unklar bleibt dabei, wie mit Niedrig-Steuersätzen für bestimmte Erträge (Präferenzsteuersatz) 

verfahren werden soll. 
232 [EU 2014a, S. 6]. 
233 [EU 2014a, S. 6]. 
234 [EU 2014k], die Steuerfreistellung von Gewinnen in Höhe einer üblichen Kapitalverzinsung (notional inte-

rest deduction) wird allerdings weiterhin erlaubt. 
235 Vgl. den entsprechenden Vorschlag im späteren Kap. 6.2.1(1). 
236 [OECD 2017h]. 
237 EU Council Directive 2016/881/EU. 
238 Vgl. etwa [Spengel/Evers/Meier 2014]. 
239 [CbCR 2013a, S. 9]. 
240 [Haldenwang/Kerkow 2013, S. 1]; vgl. zur Bedeutung der Transparenz etwa [Spengel/Evers/Meier 2014]. 
241 Vgl. auch das frühere Kap. 3.2.2 für die OECD-Länder. 
242 [EU 2014]. 
243 [Jarass 2013, S. 2715]. 
244 [EU 2013]. 
245 [EU 2013a]. 
246 COM (2016) 198, Europäische Kommission, Brüssel, 12. April 2016. 
247 [Jarass 2016a, Kap. 1.2(2)]. Zum Folgenden siehe [Bsirske 2017]. 
248 [EU 2017a]; siehe hierzu auch [Scheffler/Köstler 2017]. 
249 [EU 2011]. 
250 Siehe hierzu auch ähnliche Vorschläge für eine Gesamtkonzernsteuer (Unitary Tax) [Hentschel 2017]. 
251 Also Konsolidierung ohne Verlustverrechnung über die Grenzen. 
252 Auch wenn der Wirtschaftsausschuss des Europäischen Parlaments im Mai 2013 die EU-Mitgliedstaaten 

noch einmal ausdrücklich zur Umsetzung der GKKB aufgefordert hat [EP 2013a]. 
253 [EU 2016d]. 
254 Siehe Tab. 10.8, Z. (1.4). 
255 Siehe die Vorschläge in den späteren Kap. 6 und 7. 
256 Siehe hierzu HEY in ihrem Vorwort zu [Scheffler/Köstler 2017]. 
257 Vgl. die spätere Tab. 10.8. 
258 Dies wiederum hat zu einer Verstärkung antieuropäischer politischer Bewegungen in vielen EU-Ländern 

beigetragen [Finanzmarktkrise 2011]. 
259 [FTS 2017]. 
260 FTT – Financial Transaction Tax. 
261 [EU 2011c]. 
262 [EU 2011c]. 
263 [EU 2013c]. 
264 [EuGH 2014b]. 
265 Belgien, Deutschland, Estland, Frankreich, Griechenland, Italien, Österreich, Portugal, Slowenien, Slowa-

kische Republik, Spanien. 
266 Ähnlich wie die im späteren Kap. 4.4.2 erläuterte EU-weite Bodenwertabgabe. 
267 Slowenien machte nicht mehr mit. 
268 [CS 2013]; [DGB 2014]. 
269 [DGB 2014]; siehe hierzu auch [Ver.di 2017]. 
270 [DGB 2017b]. 
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271 [Smith 1776, S. 126ff.]. 
272 [Bodenwert 2014]. 
273 [Ricardo 1817]. 
274 [Löhr/Harrison 2013]. 
275 Unterbrochen durch starke Zinssteigerungen in den durch die Bankenkrise besonders betroffenen südli-

chen Peripherieländern. 
276 [Löhr/Harrison 2013, S. 706]. 
277 [Löhr/Harrison 2013, S. 707]. 
278 [Löhr/Harrison 2013, S. 708]. 
279 Wenn es trotz relativ geringer Bodenrenten in einigen Ländern der Peripherie in der Vergangenheit zu 

Immobilienpreisblasen kam, so war dies nicht hohen Bodenrenten, sondern vor allem niedrigen Realzin-
sen geschuldet, die ihrerseits durch den suboptimalen Währungsraum bedingt waren. 

280 [Löhr/Harrison 2013, S. 709]. 
281 [Piketty 2014]. 
282 Ähnlich hoch wie vor dem 1. Weltkrieg. 
283 [Piketty 2014a]. 
284 [Behringer/Theobald/Treeck 2014]. 
285 Siehe [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.2.1, S. 75ff.]. 
286 US Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) vom 18. März 2010 [FATCA 2014]. 
287 [EU 2014g]. 
288 [EU 2014k]; vgl. auch Kap. 4.3.1(2). 
289 Siehe z.B. [Finke/Fuest/Nusser/Spengel 2014, abstract]. 
290 Nationales Vorgehen auch ohne weitere Abstimmung mit anderen Ländern. 
291 Wie bereits in Kap. 1 erläutert. 
292 32% = 15 %-Punkte Gewerbesteuer + 31 %-Punkte Einkommensteuer - 14 %-Punkte auf die Einkom-

mensteuerschuld anrechenbare Gewerbesteuer.  
293 Siehe hierzu Tab. 2.8. 
294 [Jarass 2013]. 
295 Siehe Kap. 1.2.2(1). 
296 Siehe die spätere Tab. 7.3. 
297 [Jarass/Obermair 2014, S. 48ff.]; [Jarass 2017]. 
298 Z.B. bei Controlled Foreign Corporations. 
299 [Jarass/Obermair 2014, S. 51ff]. Weitere höchst komplizierte Maßnahmen werden erforderlich, um das 

deutsche Steuersubstrat bei Änderung der Rechtsform oder Übertragung oder bei Verlagerung ins Aus-
land für Wertsteigerungen europarechtskonform zu sichern (z.B. § 50i EStG). In der Theorie mögen die 
Vorschläge das deutsche Steuersubstrat sichern, in der Praxis erscheinen sie aber nur schwer durchsetz-
bar. Hier müsste man eigentlich ansetzen, indem man die Nichtbesteuerung von Gewinnen deutlich re-
duziert und die Besteuerung von früher unbesteuerten Gewinnen schrittweise nachholt; siehe hierzu Kap. 
9.2. 

300 Z.B. durch passive ausländische Kapitalverwaltungstöchter. 
301 Zu einem Beispiel für SAP siehe [Jarass/Obermair 2014, S. 50, Kasten 2.7]. 
302 Übrigens hat im Zusammenhang mit Steuergestaltungen der Europäische Gerichtshof in verschiedenen 

Entscheidungen "wholly artificial"-Gestaltungen für rechtswidrig erklärt! 
303 Siehe hierzu Kap. 3.2. 
304 [Jarass/Obermair 2002, S. 54]. 
305 [Mellinghoff 2016]. 
306 Ggf. zusätzliche Besteuerung der Kapitalentgelte durch das Sitzland des Empfängers. 
307 [Handelsblatt 2013b]. 
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308 Mit diesen Fragen befassen sich die Maßnahmen 1 bis 7 des OECD-Maßnahmenpakets, die in Kap. 3.2 

erläutert werden. 
309 Vgl. die in Teil II dargestellten Maßnahmen von OECD und EU. 
310 Zu einer Kurzdarstellung der Vorschläge siehe [Jarass 2014a]. 
311 Zu einer Übersicht über die nominalen Körperschaftsteuersätze in der EU siehe die frühere Tab. 2.8; zu 

einer Übersicht über die nominalen Quellensteuersätze für Zinszahlungen zwischen verbundenen Unter-
nehmen siehe [Spengel/Finke 2013, Tab. 3]; zu einer Übersicht über die Holdingregimes in unterschied-
lichen EU-Ländern siehe [Hey 2014]. 

312 Art. 11 OECD-DBA-Musterabkommen [OECD 2014] sieht die Möglichkeit einer Quellensteuer auf ge-
zahlte Zinsen in Höhe von 10% vor. Art. 12 OECD-DBA-Musterabkommen sieht hingegen einen grund-
sätzlichen Verzicht von Quellensteuern auf gezahlte Lizenzgebühren vor. Im Gegensatz dazu sieht das 
UN-DBA-Musterabkommen [UN 2011, Art. 11 und 12] die Möglichkeit von Quellensteuern sowohl auf 
gezahlte Zinsen als auch auf gezahlte Lizenzgebühren vor, wobei die Höhe des Quellensteuersatzes sich 
aus den jeweiligen bilateralen Verhandlungen ergeben soll. 

313 Beteilligung > 25% [EU 2003]. 
314 Zum Verfahren nach § 50d EStG siehe [EU-MTRL 2017]. 
315 Siehe das spätere Kap. 6.2.2(2). 
316 Vgl. etwa [Pinkernell 2014a, S. 76]. 
317 Die folgenden Beispiele basieren auf Ausführungen von Pinkernell (Tax and Intellectual Property, 2. WCL 

Frankfurter Tax-Gespräche, Frankfurt, 02. April 2014), der dabei u.a. die enormen Probleme bei der Um-
setzung der derzeit in Deutschland geltenden Quellensteuer-Rechtslage erläuterte.  

318 Per-Country-Limitation, § 68a EStDV. 
319 Auch wenn das Unternehmen in Deutschland insgesamt viele Steuern zahlen muss und damit genügend 

Anrechnungspotenzial hätte, § 34c Abs. 6 Satz 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 4 EStG. 
320 Zu den einzelnen DBAs siehe [BMF 2017]. 
321 § 26 Abs. 6 Satz 1 KStG verweist u.a. auf § 34c Abs. 6 Satz 1 EStG, wonach in DBA-Sachverhalten 

grundsätzlich nur die Anrechnung vorgesehen ist. § 34c Abs. 6 Satz 2 EStG lässt aber alternativ den 
Abzug gemäß § 34c Abs. 2 EStG zu, wenn die Quellensteuer nach dem DBA angerechnet werden dürfte, 
d.h. es muss sich um eine abkommenskonforme Quellensteuer handeln. Diese komplizierte Regelung 
verfolgt mehrere Zwecke: Erstens soll der Steuerpflichtige abkommenswidrig erhobene Quellensteuern 
nicht einfach anrechnen/abziehen können, sondern ein Verständigungsverfahren anstoßen. Zweitens 
wird ein Anreiz für den Steuerpflichtigen geschaffen, einen DBA-Anspruch auf Ermäßigung/Teilerstattung 
der Quellensteuer, den er gegenüber dem Quellenstaat hat, auch geltend zu machen. Drittens wird der 
Vorteil des Tax Sparing nicht gewährt, wenn der Steuerpflichtige statt der Anrechnung den Abzug wählt. 

322 Eine fiktive Quellensteueranrechnung (Tax Sparing), die in einigen älteren DBA noch enthalten ist, be-
rechtigt nicht zum Abzug. 

323 § 26 Abs. 1 KStG; eine Verrechnung der Quellensteuer ist gemäß deutschem Steuerrecht nur mit der 
anteiligen Körperschaftsteuerschuld möglich, nicht hingegen mit der anteiligen Gewerbesteuerschuld. 

324 §§ 26 Abs. 6 Satz 1 KStG, 34c Abs. 2 EStG. 
325 Mindestbesteuerung nach § 10d EStG muss dabei beachtet werden. 
326 § 7 Abs. 1 GewStG; Mindestbesteuerung nach § 10a GewStG muss dabei beachtet werden. 
327 60 € = 200 € * 30%. 
328 Zukünftig auch bei der Gewerbesteuer, soweit die Erträge nicht ohnehin zukünftig gewerbesteuerfrei sind 

(vgl. hierzu auch den im folgenden Kap. 7.4.1 erläuterten Reformvorschlag III für die Gewerbesteuer). 
329 Siehe Tab. 6.2. 
330 Eine derartige Anpassung des Zinssatzes ist in jedem Fall nach Auslaufen der Zinsfestschreibung, viel-

fach aber auch kurzfristig möglich, falls der Kreditvertrag eine bestimmte Zahlung an den Gläubiger vor-
sieht und deshalb Mehrbelastungen aus Änderungen der deutschen Rechtslage der deutsche Schuldner 
tragen muss. 
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331 Ein derartiger Transfer von immateriellen Wirtschaftsgütern, z.B. Lizenzrechten, aus Deutschland heraus 

in ein anderes Land, insbesondere in ein Niedrigsteuerland, ist bereits nach derzeitiger deutscher Rechts-
lage (SEStEG und Nachfolgeregelungen) mit dem Risiko erheblicher Steuerzahlungen verbunden. 

332 Siehe das spätere Kap. 7.2.2(1). 
333 Siehe Kap. 6.1.2(4). 
334 [EU 2003]. 
335 [EU 2003, Art. 1, Abs. 12], bzw. nur dann gezahlte Quellensteuer erstatten [EU 2003, Art. 1, Abs. 15]. 
336 [EU 2003, Gründe, Abs. 3]. [Staats 2014a] schreibt dazu ganz richtig: "Beim Abschluss der EU-Richtlinie 

für Zins- und Lizenzgebührenzahlungen gingen alle beteiligten Mitgliedstaaten erkennbar davon aus, 
dass eine Besteuerung im Ansässigkeitsstaat stattfindet und man deshalb auf die Erhebung von Quellen-
steuern verzichten kann. Wenn nun aber gezielt Durchleitungen durchgeführt werden und (noch wichtiger) 
einzelne Mitgliedstaaten anfangen mit Zins- und Patentboxen zu arbeiten, stellt das die Geschäftsgrund-
lage der Richtlinie in Frage. Man könnte sich also auf den Standpunkt stellen, dass mittlerweile ein ´Weg-
fall der Geschäftsgrundlage´ vorliegt und damit die Richtlinie insgesamt oder zumindest in den fraglichen 
Sachverhalten obsolet geworden ist." 

337 [Steuersätze 2004]; Luxemburg 22,9%, alle anderen damaligen EU-Mitgliedstaaten lagen mehr oder we-
niger deutlich über 25%. 

338 Siehe die frühere Tab. 2.8. 
339 [EP 2012]. 
340 § 2 Abs. 2 Nr. 1 AStG. 
341 [EU 2003, Art. 1, Abs. 7 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 b)]; statt  Mindestkapitalbeteiligung kann auch ein Mindestan-

teil an den Stimmrechten verlangt werden [EU 2003, Art. 3 Abs. 1 b) iii]. Hinweis: 10% Mindestbeteiligung 
statt der hier verlangten 25% gelten nur für Dividenden gemäß der Mutter-Tochter-Richtlinie [EU 1990]. 

342 [EU 2003, Art. 1, Abs. 10]. 
343 [EU 2003, Art. 1, Abs. 13]. 
344 [EU 2003, Art. 1, Abs. 11]; nach geltendem Recht werden auf Antrag keine Quellensteuern (Kapitalertrag-

steuer) bei Zins- und Lizenzgebührenzahlungen an verbundene Unternehmen innerhalb der EU und der 
Schweiz erhoben (§ 50g EStG); hierfür ist vom zuständigen Finanzamt eine Bescheinigung über die In-
landsansässigkeit auszustellen (§ 50h EStG).  

345 [EU 2003, Art. 1, Abs. 12]. 
346 [EU 2003, Art. 1, Abs. 4]. 
347 [EU 2003, Art. 1, Abs. 12 bzw. 15]. 
348 [EU 2003, Art. 5]. 
349 [EU 2003, Art. 1, Abs. 12]. 
350 Siehe [Staats 2014a]. 
351 [EU 2003]. 
352 [BMF 2013a, Art. 11 und 12]; ganz ähnlich das OECD-DBA-Musterabkommen zur Vermeidung von Dop-

pelbesteuerung [OECD 2014]. 
353 Ohne Berücksichtigung der anteiligen Gewerbesteuerschuld. 
354 So genannte indirekte Anrechnung. 
355 [BMF 2017] zeigt den Stand der deutschen Doppelbesteuerungsabkommen zum 01. Januar 2017. 
356 Siehe das frühere Kap. 3.2.3. 
357 [BMF 2013a].  
358 Von manchen Praxisvertretern wird eine Quellensteuer auf Lizenzgebühren allerdings strikt abgelehnt: 

"Die Wiedereinführung von Quellensteuern auf Lizenzgebühren, die EU und OECD aus guten Gründen 
abgeschafft haben, hätte gravierende Nachteile für die inländischen Unternehmen und passt steuerpoli-
tisch nicht zum Status Deutschlands als Exportnation." [Ditz/Pinkernell/Quilitzsch 2014, Fazit]. 

359 Bei Neuverhandlungen zu bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen sollte die Einführung einer all-
gemeinen Quellensteuer näher in Betracht gezogen werden. Der Koalitionsvertrag aus 2013 schreibt 
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hierzu: "Die Bundesregierung wird die Arbeiten für die nationale Verhandlungsgrundlage für Doppelbe-
steuerungsabkommen (DBA) fortsetzen. DBA dienen nicht mehr alleine der Verhinderung von doppelter 
Besteuerung, sondern auch der Verhinderung doppelter Nichtbesteuerung (so genannte weiße Ein-
künfte). Wir werden daher weiterhin entsprechende Klauseln in den DBAs verhandeln und in der Zwi-
schenzeit diese Grundsätze in nationalen Regelungen absichern." [Koalitionsvertrag 2013, S. 65].  

360 [BMF 2014, Art. 11 Zinsen, Art. 12 Lizenzgebühren]. 
361 [BMF 2014d, Art. 11 Abs. 2 und Art. 12 Abs. 2]. 
362 [OECD 2014, Art. 12]. 
363 Z.B. bleiben in ausländischen Betriebsstätten und Tochtergesellschaften erzielte Einkünfte in Deutschland 

unbesteuert, dort erwirtschaftete und nach Deutschland transferierte Dividenden bleiben in Deutschland 
steuerfrei (§ 8b KStG).  

364 [EuGH 2006, Zusammenfassung am Ende]. 
365 [BFH 2012]. Die vom Bundesfinanzhof geforderte "Ausgestaltung vor dem Hintergrund des Leistungsfä-

higkeits- und konkret des objektiven Nettoprinzips" [BFH 2012, Rz. 12] wird im Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs nicht thematisiert. 

366 Auf dieses Problem hat [Staats 2014a] hingewiesen. 
367 Vgl. die Beispiele in Kap. 1.2. Häufig gehören die drei Firmen in Deutschland, Luxemburg und auf den 

Bahamas zum selben Konzern. 
368 Zur Abgrenzung von unmittelbar im Zusammenhang mit den Erträgen stehenden Betriebsausgaben von 

sonstigen Betriebsausgaben siehe [BMF 2014g]. 
369 Zudem würde die Abzugsbeschränkung bei Zahlung in ein Niedrigsteuerland gemäß Reformvorschlag II 

(siehe Kap. 7.2.1) greifen, falls dieser parallel zum Reformvorschlag I: Quellensteuer umgesetzt würde.  
370 99 € (= 10% * 990 €). 
371 [OECD 2014, Art. 11]. 
372 Die BMF-Verhandlungsgrundlage für Doppelbesteuerungsabkommen im Bereich der Steuern vom Ein-

kommen und Vermögen [BMF 2013a] sieht derzeit für DBAs mit Industrieländern (noch?) keine Quellen-
steuern vor, sondern nur für Entwicklungsländer; vgl. das im März 2014 geschlossene DBA mit China, 
das eine Quellensteuer von 10% auf gezahlte Dividenden (5% bei verbundenen Unternehmen > 25%) 
und Zinsen vorsieht [BMF 2014, Art. 10 und 11]. 

373 Zum Folgenden siehe [Finke/Fuest/Nusser/Spengel 2014, S. 4ff.]. 
374 Arm´s Length Principle; für einen Überblick siehe [Lohse/Riedel/Spengel 2012]. 
375 Siehe etwa [Burnett 2014]. 
376 § 8 Abs. 1 GewStG; für Finanzinstitutionen gelten Sonderregeln.  
377 § 4h, Abs. 1 EStG; zu Ausnahmen siehe § 4h Abs. 2 EStG. Zu einer detaillierten Darstellung und kritischen 

Würdigung der Zinsschranke siehe [Pinkernell 2017a]. Zu den Auswirkungen auf die Praxis siehe [Pin-
kernell 2017a], wo deutlich wird, dass die Zinsschranke bei konsequenter Anwendung nur schwer um-
gangen werden kann, was aus Sicht des Steuerplaners unerfreulich ist. 

378 Siehe das spätere Kap. 7.2.2(2). 
379 [BMF 2014e, S. 3]. 
380 [Koalitionsvertrag 2013]. 
381 Vgl. Kap. 3 und 4. 
382 [Gabriel 2014]. 
383 [Handelsblatt 2014c, S. 16]. Ganz anderer Meinung sind Vertreter der Unternehmens- und Steuerbera-

tung: "Da es sich bei BEPS um ein internationales Problem handelt, und der OECD-Aktionsplan staatliche 
Alleingänge gerade verhindern will, sollte der deutsche Gesetzgeber nicht vorschnell durch unilaterale 
Maßnahmen handeln. Abzulehnen sind daher insbesondere Abzugsbeschränkungen für Lizenzgebühren, 
die zudem gegen das objektive Nettoprinzip verstoßen würden und letztlich nur dem fragwürdigen Ziel 
dienen, ausländisches Steuersubstrat einer inländischen "Ersatzbesteuerung" zuzuführen. ... Gegen 
übereilte Maßnahmen zur Besteuerung von Lizenzgebühren spricht auch der Umstand, dass der OECD-
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Aktionsplan umfangreiche Änderungen der Verrechnungspreisgrundsätze vorsieht, um Gewinnverlage-
rungen schon an der Wurzel zu bekämpfen." [Ditz/Pinkernell/Quilitzsch 2014, Fazit]. 

384 [Hessen 2014, Maßnahme 1]. 
385 [Lizenzschranke 2017]. 
386 Diese Beschränkung auf konzerninterne Zahlungen erscheint nicht angemessen und erleichtert Umge-

hungen, siehe hierzu Kap. 7.2.3(3). 
387 Wie bei Reformvorschlag I (Quellensteuer) inkl. der in Zahlungen anteilig enthaltenen Zinsen (z.B. Lea-

singgebühren) und Lizenzgebühren (z.B. Zahlungen für Know How, Beratungs- und IT-Leistungen).  
388 Dabei wird alternativ mindestens die geltende Hinzurechnung bei der Gewerbesteuer umgesetzt (vgl. 

Kap. 7.1.2(1)), die bei einem Steuersatz des Empfängers in einem kleinen Bereich von knapp unter 20% 
zu einer größeren Hinzurechnung führt als die hier vorgeschlagene Abzugsbeschränkung. 

389 22,83% = 15% Körperschaftsteuersatz * (1 + 5,5% Solidaritätszuschlag) + 3,5 Gewerbesteuermesszahl * 
200% Hebesatz. 

390 Siehe die frühere Tab. 2.8. 
391 [EuGH 2011]. 
392 Siehe Kap. 7.2.2(2). 
393 "Final Loss" laut Europäischem Gerichtshof, z.B. bei Betriebsaufgabe etc. 
394 [BFH 2013, juris Tz. 28]: EuGH-Urteil vom 12. September 2006 C-196/04, Cadbury Schweppes und Cad-

bury Schweppes Overseas, Slg. 2006, I-7995, Rz 55 ff.; EuGH-Beschluss vom 23. April 2008 C-201/05, 
Test Claimants in the CFC and Dividend Group Litigation, Slg. 2008, I-2875, Rz 77 ff. 

395 [Heuermann 2013]; ähnlich das nicht rechtskräftige Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg [Zins-
schranke 2012] sowie [Staats 2014]. 

396 [BFH 2014a]. 
397 Siehe auch Kap. 7.2.2(1). 
398 Gesamtkapital = Eigenkapital plus Fremdkapital. 
399 Kapitalentgelte = gezahlte Zinsen (Entgelt für Fremdkapital) plus gezahlte Lizenzgebühren (Entgelt für 

Eigenkapital) plus Gewinne. 
400 § 4h, Abs. 1 EStG; zu Ausnahmen siehe § 4h Abs. 2 EStG. 
401 Verfahren I R 2/13 und I R 57/13. 
402 Beschluss vom 18. Dezember 2013 (I B 85/13) [BFH 2013, juris Tz. 27]: "Es ist ernstlich zweifelhaft, ob 

die Einschränkung des Betriebsausgabenabzugs für Zinsaufwendungen gemäß § 4h EStG 2002 n.F. (so 
genannte Zinsschranke) mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar ist." Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs seien 
Maßnahmen gegen missbräuchliche Gestaltungen zwar zulässig, in der jetzigen Ausgestaltung seien sie 
"indes nicht zielgenau formuliert, sodass missbräuchliche Gestaltungen unterhalb der Freigrenze von 3 
Mio. EUR nicht erfasst werden ..., während andererseits Finanzierungsgestaltungen erfasst werden, die 
marktüblich, sinnvoll und typischerweise nicht missbräuchlich sind. ... Hinzu kommt, dass aufgrund der 
Regelungsstruktur der Zinsschranke insbesondere fremdkapitalbedürftige neue Unternehmen und Unter-
nehmen in der Krise betroffen werden, ohne dass bei ihnen der Verdacht der Gewinnverlagerung beste-
hen müsste. ... Gerade bei diesen Unternehmen kann die Zinsschranke zudem zu unangemessenen Be-
lastungswirkungen in Form einer Substanzbesteuerung führen, die eine weitere Fremdkapitalaufnahme 
notwendig machen und zu einer weitgehenden Entwertung des Zinsvortrags sowie einem gesteigerten 
Insolvenzrisiko führen kann." 

403 [BFH 2013, juris Tz. 28]. 
404 [Troost 2014]. 
405 "Verfassungsrechtliche Bedenken hatte der Bundesfinanzhof bisher lediglich zu Teilaspekten der Rege-

lung der Zinsschranke, insb. der Regelung in § 8a Abs. 2, 3. Alternative KStG 2002 n.F. (d.h. so genannte 
Back-to-Back-Finanzierungen unter der Zinsschranke) geäußert (vgl. BFH, Beschluss vom 13.03.12 – I 
B 111/11, ebenfalls im Verfahren auf AdV). Es bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof in den beiden 
ebenfalls beim 1. Senat anhängigen Verfahren zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der Zinsschranke 
(vgl. die beim Bundesfinanzhof anhängigen Verfahren I R 2/13 (Vorinstanz FG Baden-Württemberg vom 
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26.11.12, 6 K 3390/11) und I R 57/13) zum selben Ergebnis gelangt, wobei Entscheidungen zu den an-
hängigen Verfahren für dieses Jahr erwartet werden." [Linklaters 2014]. 

406 Vgl. etwa Streitfragen bei der Auslegung von § 8 Abs. 3 AStG: Ermittlung der Steuerbelastung nach 
ausländischem oder deutschem Steuerrecht (Schattenveranlagung?), Reduzierung der Steuerbelastung 
durch Verlustausgleich und Verlustabzug, steuerfreie Umwandlungen im Ausland etc. 

407 Dies ist schon aus europarechtlichen Gründen geboten, vgl. etwa [EuGH 2006] und [BFH 2012]. 
408 Zu dieser Idee siehe [Pinkernell 2014d], der allerdings Abzugsbeschränkungen generell sehr skeptisch 

gegenübersteht. 
409 Sie könnten aber trotzdem hilfreich sein. 
410 Vgl. Kap. 6.2.2(3). 
411 Vgl. Kap. 7.2.3(2). 
412 § 8b KStG. 
413 Vgl. Tab. 7.1. 
414 Siehe [Lodin 2011; [Lodin 2013]. 
415 [Österreich 2014]. 
416 Siehe [Evershedes 2014]. 
417 [Lizenzschranke 2017]. Die Lizenzschranke berücksichtigt den OECD-Nexus-Ansatz, der besagt: Steu-

ervergünstigungen für Lizenzeinnahmen (vgl. Tab. 7.3) dürfen nur gewährt werden, wenn der Begünstigte 
die begünstigte Lizenz ganz überwiegend selbst entwickelt hat. Falls dies belegt werden kann, greift die 
geplante deutsche Lizenzschranke nicht. Anderenfalls könnten z.B. bei Lizenzzahlungen in die Nieder-
lande (mit derzeit 5% Steuersatz für Lizenzerträge) vom deutschen Zahler nur noch ein Fünftel (= 5% / 
25%) seiner Lizenzzahlungen steuerlich als Kosten geltend gemacht werden. 

418 § 90 Abs. 2 AO. 
419 Siehe das frühere Kap. 7.1.2(1). 
420 Wie bei Reformvorschlag I (Quellensteuer) und Reformvorschlag II (Abzugsbeschränkung bei Zahlung in 

Niedrigsteuerland) inkl. in Zahlungen anteilig enthaltene Zinsen (z.B. Leasinggebühren) und Lizenzge-
bühren (z.B. Zahlungen für Know How, Beratungs- und IT-Leistungen). 

421 [Haas 2011]. 
422 [EuGH 2011]. 
423 [EU 2003]. 
424 [BFH 2014a]; [BFH 2014c]. 
425 Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 06. Mai 2013, 1 BvR 821/13 . 
426 Vgl. das frühere Kap. 7.2.2(1): Leistungsfähigkeit versus Nettoprinzip. 
427 [Jarass/Obermair 2008, Kap. 3.4, S. 117]. 
428 Sie könnten aber trotzdem hilfreich sein. 
429 Vgl. Kap. 6.2.2(3). 
430 Siehe die Erläuterungen zu Tab. 8.1, Z. (1), Sp. (3a). 
431 Siehe Tab. 8.1, Z. (1), Sp. (3a). 
432 Als "Nicht-finanzielle Unternehmen" in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen Bun-

desamts [Destatis 2017c] bezeichnet. 
433 Gut 6 Mrd. € = 63 Mrd. € * 10%. 
434 Gut 2 Mrd. € = 21 Mrd. € * 10%. 
435 [Finke/Fuest/Nusser/Spengel 2014, ch. 6.3.1]; Anpassungsreaktionen und Verhaltensänderungen blieben 

unberücksichtigt. 
436 Innerdeutsche Lizenzgeschäfte werden von der deutschen Außenhandelsbilanz nicht erfasst und können 

deshalb hier unberücksichtigt bleiben. 
437 Siehe für Lizenzgebühren Abb. 8.1 und Abb. 8.2. 
438 Siehe beispielhaft die früheren Tab. 7.4 für Zinsen und Tab. 7.5 für Lizenzgebühren. 
439 Gesamte Abzugsbeschränkung also 63 Mrd. € * 1/5 * 1/2 = 6,3 Mrd. €. 
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440 6,3 Mrd. € Abzugsbeschränkung * 29% Körperschaft- und Gewerbesteuersatz = 1,83 Mrd. €. 
441 [Finke/Fuest/Nusser/Spengel 2014, ch. 6.3.2]; Anpassungsreaktionen und Verhaltensänderungen blieben 

unberücksichtigt. 
442 Abzugsbeschränkung = (Quellenstaat-Steuersatz minus Empfängerstaat-Steuersatz) dividiert durch 

Quellenstaat-Steuersatz. 
443 Vgl. Kap. 7.2.1. 
444 [Destatis 2017b, Tab. 1, S. 15]. 
445 Siehe die frühere Tab. 8.3. 
446 Zur Vereinfachung werden den Berechnungen folgende Annahmen zugrunde gelegt: Der durchschnittli-

che Einkommensteuersatz soll 29% betragen, soll also genauso hoch sein wie die Summe aus Körper-
schaftsteuersatz von 15% und Gewerbesteuersatz von 14%; bei der Verrechnung der gezahlten Gewer-
besteuer mit der Einkommensteuerschuld sollen keine Verrechnungsüberhänge verbleiben; die Gewer-
besteuer soll zu 62% auf körperschaftsteuerpflichtiges Einkommen entfallen (vgl. hierzu Quuelle zu Abb. 
2.3, dortige Fußnote zur Abschätzung der Unternehmensgewinne). 

447 5,2 Mrd. € = 18 Mrd. € * 29%. 
448 18,3 Mrd. € = 63 Mrd. € * 29% Gewerbesteuer-/Einkommensteuer-/Körperschaftsteuersatz. 
449 2,2 Mrd. € = 63 Mrd. € * 1/4 * 14% Gewerbesteuersatz. 
450 0,8 Mrd. € = 2,2 Mrd. € * (100% - 62%). 
451 11,7 Mrd. € = 5,2 Mrd. € - 18,3 Mrd. € + 2,2 Mrd. € - 0,8 Mrd. €. 
452 1,7 Mrd. € = 18 Mrd. € * 62% (Anteil des körperschaftsteuerpflichtigen Einkommens) * 15%. 
453 2,0 Mrd. € = 18 Mrd. € * 38% (Anteil des einkommensteuerpflichtigen Einkommens) * 29%. 
454 18,3 Mrd. € = 63 Mrd. € * 29% Gewerbesteuer/Einkommensteuer/Körperschaftsteuersatz. 
455 8,8 Mrd. € = 63 Mrd. € * 14% Gewerbesteuersatz. 
456 3,3 Mrd. € = 8,8 Mrd. € * (100% - 62%, die auf Kapitalgesellschaften entfallen). 
457 9,1 Mrd. € = 1,7 Mrd. € + 2,0 Mrd. € - 18,3 Mrd. € + 8,8 Mrd. € - 3,3 Mrd. €. 
458 2,6 Mrd. € = -9,1 Mrd. € - (-11,7) Mrd. €. 
459 [Bundesbank 2011, S. 19]. 
460 Siehe Abb. 8.2a. 
461 2 Mrd. € = 14% * 14 Mrd. €. 
462 Siehe Abb. 8.2b. 
463 0,11 Mrd. € = 12,5 Mrd. € * 1/16 * 14%. 
464 1,75 Mrd. € = 12,5 Mrd. € * 14%. 
465 -0,4 Mrd. € = 1,6 Mrd. € - 2 Mrd. €. 
466 0,6 Mrd. € = 1,6 Mrd. € - 1 Mrd. €. 
467 Im Gegensatz dazu ist das Investmentsteuerreformgesetz kontraproduktiv, da es eine Legalisierung von 

künstlichen Steuergestaltungen ermöglicht [Jarass 2016]. 
468 Anhand von [Finke/Fuest/Nusser/Spengel 2014, Fig. 4] können die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 

der ersten beiden Reformvorschläge abgeschätzt werden.  
469 Siehe hierzu auch die frühere Tab. 5.2. 
470 Eine Verknüpfung einer Finanztransaktionssteuer mit der steuerlichen Absetzbarkeit der gesamten Trans-

aktionskosten könnte hilfreich sein, z.B. indem zukünftig bei der Gewerbesteuer auch die Kosten von 
Finanztransaktionen nicht mehr geltend gemacht werden können. 

471 Siehe Kap. 8.2.2. 
472 Siehe Kap. 8.2.3. 
473 Siehe Kap. 8.2.4. 
474 Siehe die frühere Abb. 8.1. 
475 Beispiele GOOGLE, AMAZON etc., vgl. Kap. 1.2.2. 
476 § 8b KStG; Aufweichung von § 3c EStG. 
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477 § 3c EStG. 
478 Siehe Kap. 7.1.2(2). 
479 Siehe Kap. 4.3.4. 
480 15% Körperschaftsteuer + 0,83% Solidaritätszuschlag + 14% Gewerbesteuer (bei 400% Hebesatz). 
481 3 Mio. € * (15% Körperschaftsteuer + 0,83% Solidaritätszuschlag) = 0,475 Mio. €, bezogen auf 60 Mio. €: 

0,475 Mio. € / 60 Mio. € = 0,80%. 
482 45 Mio. € = 40 Mio. € + 35 Mio. € + 25 Mio. € - 55 Mio. €. 
483 12 Mio. € = 40 Mio. € + (35 Mio. € + 25 Mio. €) * 5% - 55 Mio. € = 40 Mio. € + 60 Mio. € * 5% - 55 Mio. € 

= 40 Mio. € + 3 Mio. € - 55 Mio. €. 
484 Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 13. Dezember 2005 (Rs. C-446/03) zur Verrech-

nung ausländischer Verluste mit inländischen Gewinnen verschärft die steuerliche Subventionierung des 
Arbeitsplatzexports. Bei Liquidierung der ausländischen Investition oder der endgültigen Unmöglichkeit 
der Verlustgeltendmachung im Ausland (z.B. bei dortiger zeitlicher Begrenzung des Verlustvortrags) muss 
der deutsche Fiskus die Verrechnung der Auslandsverluste mit den in Deutschland erzielten Gewinnen 
gestatten. 

485 Zur Verlustverrechnung und zu Reformvorschlägen siehe Kap. 9.1.3. 
486 Die Hans Böckler Stiftung hat in [Finanzinvestoren 2014] eine vorzügliche Darstellung inkl. einer Reihe 

von konkreten Beispielen veröffentlicht, insbesondere auch zum Vorgehen und zur Auswirkung der steu-
erlichen Subventionierung im Fall GROHE AG. 

487 Vgl. den in der früheren Abb. 2.4 gezeigten Vergleich der Lohnsteuer- und Sozialabgabenbelastung von 
Arbeitnehmerentgelten und der Ertragsteuerbelastung von Unternehmens- und Vermögenseinkommen. 

488 [OECD 2011]. 
489 2010 ist das letzte verfügbare Jahr der ausführlichen amtlichen Körperschaftsteuerstatistik. Eine Kurzfas-

sung wurde für 2012 im Jahr 2016 veröffentlicht [Destatis 2016d]. 
490 [Destatis 2016d, Tab. 3.2].  
491 Und bis max. 1 Mio. € (bei einem Ehepaar 2 Mio. €) auf das letzte Jahr rücktragen. 
492 [BMF 2011]. 
493 [EU 2011]; siehe auch Kap. 4.3.3. 
494 Vgl. hierzu auch [Jarass/Obermair 2012, S. 51f.]. 
495 Ähnliche Beschränkungen wurden mittlerweile in Österreich, Polen, Italien und Spanien eingeführt [BMF 

2011, S. 20]. 
496 Vgl. § 10d Abs. 2 EStG; § 8 Abs. 1 KStG; § 10a GewStG. Die Zulässigkeit dieser Mindestgewinnbesteu-

erung wurde 2014 vom Bundesfinanzhof ausdrücklich bestätigt: "Mit seinem Urteil vom 22. August 2013 
I R 9/11 hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass die so genannte Mindestbesteuerung, nach der Ver-
luste, die weder in ihrem Entstehungsjahr noch im Wege des Verlustrücktrags ausgeglichen werden kön-
nen, seit dem Veranlagungszeitraum 2004 nur noch begrenzt verrechnungsfähig sind, im Grundsatz kei-
nen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet." [BFH 2014]. In dem Verfahren I R 59/12 geht es um 
einen Sonderfall, bei dem die durch diese Mindestbesteuerung verursachte "zeitliche Streckung der Ver-
lustnutzung zu einer endgültigen Nichtberücksichtigung von Verlustvorträgen führt und ob in diesen Fällen 
der Anwendungsbereich der Mindestbesteuerung aus verfassungsrechtlichen Gründen zu reduzieren ist." 
Diese Frage hat der Bundesfinanzhof dem Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 26. Februar 
2014 zur Entscheidung vorgelegt. Der Fall erinnert etwas an die endgültige Nichtberücksichtigung von 
grenzüberschreitenden Verlusten, die laut Europäischem Gerichtshof in sehr eingeschränkten Fällen im 
Sitzland der Muttergesellschaft berücksichtigt werden müssen [EuGH 2005]. Zu zukünftigen Entscheidun-
gen des BFH siehe [BFH 2017a]. 

497 Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat am 29. März 2017 entschieden, dass die Regelung in § 8c 
Satz 1 Körperschaftsteuergesetz, wonach der Verlustvortrag einer Kapitalgesellschaft anteilig wegfällt, 
wenn innerhalb von fünf Jahren mehr als 25% und bis zu 50% der Anteile übertragen werden (schädlicher 
Beteiligungserwerb), verfassungswirdirg sei. Der Gesetzgeber muss bis 31. Dezember 2018 rückwirkend 
für die Zeit vom 01. Januar 2008 bis 31. Dezember 2015 eine Neuregelung treffen. 
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498 [Jarass 2016b]: Das Gesetz begünstigt Steuergestaltungen, sieht höchst komplizierte und für die Unter-

nehmensentwicklung kontraproduktive Beschränkungen vor und behindert Unternehmensgründungen. 
499 Siehe z.B. [BMF 2011]. 
500 [EU 2011a]. 
501 Vgl. etwa [OECD 2011]; [OECD 2013, S. 46]. 
502 Vgl. hierzu auch [Jarass/Obermair 2012, S. 52f.]. 
503 Siehe Kap. 7.2.2(1). 
504 Kapitalflussrechnung. 
505 Gewinn- und Verlustrechnung, § 4 Abs. 1 S. 1 EStG. 
506 Und nur dann nach geltender Rechtslage das Risiko läuft, die Wertzuwächse versteuern zu müssen. 
507 Siehe hierzu auch [Jarass/Obermair 2006, Kap. 7, S. 62ff.] sowie [Jarass/Obermair 2012, Kap. 2.2.4, S. 

54ff.]. 
508 Es sei hierzu auf die umfangreichen Arbeiten zur Reaktivierung einer verfassungskonformen Vermögen-

steuer verwiesen, u.a. [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.1.1, S. 66ff. und Kap. 3.2.1, S. 75ff.]. 
509 D.h. nach Verkauf des Wirtschaftsguts. Beteiligungen von Kapitalgesellschaften (z.B. AG, GmbH) an an-

deren Kapitalgesellschaften sind bisher auch bei Realisierung steuerfrei. 
510 § 4 Abs. 1 S. 1 EStG. 
511 § 9 Abs. 1 und 2 BewG. 
512 Z.B. § 6b EStG. 
513 Im Steuerdeutsch als Aufdeckung von Stillen Reserven bezeichnet. 
514 Z.B. § 6b EStG. 
515 Siehe z.B. Wegzugsbesteuerung, Übertragung bei Realisierung (§ 6b EStG), Umstrukturierungen etc. 
516 Wie bereits in Kap. 5.1.1 erläutert. 
517 Siehe Kap. 4.4.1. 
518 Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 22. November 2011 [Ehlig 2012]. 
519 Vgl. § 6 Abs. 5 Satz 1 AStG. 
520 Z.B. § 6b EStG. 
521 Z.B. bei Sitzverlagerung ins Ausland. 
522 Nach der klaren Definition in § 4 Abs. 1 EStG handelt es sich bei den Stillen Reserven um nichts anderes 

als bisher unbesteuerte Gewinnbestandteile. 
523 Siehe hierzu [Jarass/Obermair 2012, S. 76f.]. 
524 Vgl. [Jarass/Obermair 2012, Kap. 2.2.6(1), S. 60/61]. 
525 Siehe Kap. 9.3.2. 
526 So zeigt z.B. die Anleitung für die Berechnung zur Aufteilung eines Grundstückskaufpreises [BMF 2017c] 

wie Marktwerte für den Bodenanteil sich direkt aus den für alle Grundstücke vorliegenden amtlichen Bo-
denrichtwerten ergeben und wie der Wert des aufstehenden Gebäudes leicht aus amtlichen Richtsätzen 
abgeleitet werden kann; abschließend ist dann nur noch eine grobe Prüfung erforderlich, ob die Gesamt-
summe plausibel als Marktwert verwendet werden kann. Bei Streitfällen ist "eine qualifizierte Schätzung 
... sachverständig begründet widerlegbar". 

527 Wegen des Vorsichtsprinzips des deutschen Handelsgesetzbuches (HGB). 
528 Etwa nicht für Produktionsprozesse erforderliche Immobilien. 
529 Etwa für die Produktion genutzte Immobilien und aufstehende Werkshallen; eine Abgrenzung könnte wie 

im geltenden Erbschaftsteuerrecht vorgenommen werden. 
530 Vgl. [Jarass/Obermair 2002, Kap. 10, Kasten 7]. 
531 20% bis 30% in Abhängigkeit von der Vermögensklasse: Bei Immobilien etwas geringer, bei Unterneh-

mensbeteiligungen etwas höher. 
532 So ähnlich läuft die US-Grundsteuerbewertung. 
533 Im Rahmen einer Entscheidung zur Grunderwerbsteuer stellte der Bundesfinanzhof Ende 2013 fest [BFH 

2013a]: Ein vom Steuerpflichtigen per Sachverständigengutachten vorgelegter geringerer gemeiner Wert 
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müsste den "vom Finanzamt festgestellten Grundstückswert so erheblich unterschreiten, dass sich der 
festgestellte Grundstückswert als extrem über das normale Maß hinausgehend erweist". 

534 [Destatis 2016, Vermögensbilanz]. 
535 "Nicht-finanzielle Kapitalgesellschaften" in der Terminologie des Statistischen Bundesamts. 
536 [Destatis 2016, Vermögensbilanz]. 
537 Z.B. ein mäßiger Steuersatz von 10% ohne Verrechnungsmöglichkeit von Verlusten mit den Erträgen aus 

laufender Geschäftstätigkeit. 
538 [EuGH 2014a, Rn. 47], Urteile vom 19. November 2009, Kommission/Italien, C-540/07, Slg. 2009, I-10983, 

Rn. 29 und die dort angeführte Rechtsprechung, sowie National Grid Indus, Rn. 45. 
539 [EuGH 2014a, Rn. 52], Urteil National Grid Indus, Rn. 49. 
540 5% der erhaltenen Dividenden müssen als nichtabziehbare Betriebsausgaben versteuert werden. 
541 § 8b Abs. 4neu gemäß EuGHDivUmsG: "Mit Urteil vom 20. Oktober 2011, C-284/09 "Kommission/-

Deutschland", hat der Europäische Gerichtshof das deutsche System zur Besteuerung von Streubesitz-
dividenden an beschränkt steuerpflichtige Empfängergesellschaften mit Sitz im EU-/EWR-Ausland für eu-
roparechtswidrig erklärt. ...  Der verabschiedete Kompromiss sieht vor, dass steuerpflichtige Körperschaf-
ten Dividenden nicht mehr steuerfrei vereinnahmen können, sofern sie auf eine Beteiligung von weniger 
als 10% an der ausschüttenden Körperschaft gezahlt werden (Streubesitzbeteiligung). Gewinne aus der 
Veräußerung von Streubesitzbeteiligungen sind jedoch weiterhin gemäß § 8b Abs. 2 KStG steuerfrei." 
[Linklaters 2013, S. 1]. 

542 [Linklaters 2013, S. 7]; d.h. ≥10% unmittelbare Beteiligungshöhe. 
543 Bei erhaltenen Veräußerungsgewinnen müssen nicht, wie bei Didenden, 5% der erhaltenen Veräuße-

rungsgewinne als nichtabziehbare Betriebsausgaben versteuert werden, die Veräußerungskosten kön-
nen aber zur Bestimmung des Veräußerungsgewinns voll steuerlich geltend gemacht werden. 

544 [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.1.1, S. 66-67]. Im Bundestagswahlkampf 2013 hatten SPD, GRÜNE und 
LINKE in unterschiedlichen Ausprägungen eine Wiedererhebung der Vermögensteuer gefordert, konnten 
sich damit aber nicht durchsetzen. Siehe hierzu auch [Reichtum 2017]. 

545 Z.B. [WSI 2014]; [ver.di 2014]; [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.2]. 
546 Zur Verringerung einer Erbschaftsteuerbelastung kann es bei geltender Rechtslage allerdings zweckmä-

ßig sein, gewisse Anteile des Privatvermögens dem Betriebsvermögen zuzuschlagen (§ 13a ErbStG), 
etwa Ausweis der Familienvilla als Direktorenvilla des Betriebs. 

547 [BVerfG 1995]. 
548 So weist die ADIDAS AG laut ihrem Geschäftsbericht in 2013 ein Eigenkapital von rund 5,2 Mrd. € aus, 

davon sind die Hälfte aktivierte Namensrechte. 
549 [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.1.2]. Einen Überblick zu den Grundsteuern in der EU gibt [Claus/Nehls/-

Scheffler 2016]. 
550 §15 GrStG. 
551 Grundsteuer B für Immobilien außerhalb der Land- und Forstwirtschaft [Destatis 2016c, S. 4]. Gemeinden 

bis 10.000 Einwohner hatten einen Hebesatz von durchschnittlich rund 350%, Städte über 100.000 Ein-
wohner von durchschnittlich rund 570%. Für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gibt es einen separa-
ten Hebesatz (Grundsteuer A) mit durchschnittlich nur rund 325% Hebesatz. 

552 [BMF 2016c, Tab. 11, S. 283]. 
553 § 19 BewG. 
554 § 21 Abs. 1 BewG. 
555 § 22 Abs. 1 BewG. 
556 Art. 2 Abs. 1 S. 3 BewGÄndG 1965. BT-Drucksache VI/914. http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/06/009/ 

0600914.pdf (abgerufen am 20.06.2017). 
557 Ähnlich wie bei der Vermögensteuer. 
558 § 121a BewG. 
559 § 133 BewG. 
560 [Jarass/Obermair 2003, Kap. 4.4 und 4.5]. 
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561 [Destatis 2016c]; [Grundsteuer 2017]; zu einer sehr schönen grafischen Übersicht zu den Hebesätzen der 

Grund- und Gewerbesteuer in Deutschland siehe [Grundsteuer 2017a]. 
562 Urteil vom 30. Juni 2010 (Az. II R 60/08): "Das jahrzehntelange Unterlassen einer erneuten Grundstücks-

bewertung führt darüber hinaus zwangsläufig zu verfassungsrechtlich nicht mehr hinnehmbaren Defiziten 
beim Gesetzesvollzug. Ohne eine in regelmäßigen Abständen erfolgende Neubewertung sämtlicher der 
Einheitsbewertung unterliegender Objekte ist nicht sichergestellt, dass Änderungen der tatsächlichen Ver-
hältnisse, die Wertänderungen bewirken und zu Fortschreibungen nach § 22 BewG führen müssten, im 
Sinne des erforderlichen gleichmäßigen Gesetzesvollzugs durchgehend erfasst werden." 

563 Art. 3 Abs. 1 GG. 
564 Az. 2 BvR 287/11. Schon 2007 hat das Bundesverfassungsgericht die Bedarfsbewertung unbebauter 

Grundstücke als nicht mehr mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz vereinbar angesehen [BFH 2010, 15b]. 
565 [BVerfG 1995]. 
566 [BVerfG 2006]. 
567 [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.2.4]. 
568 Zu den Grundlagen siehe z.B. [Grundsteuer 2017]; [Destatis 2016c]. 
569 Art. 106 Abs. 6 GG. 
570 [BFH 2010, Abs. 20]. 
571 Urteil vom 30. Juni 2010 (Az. II R 60/08): "Das jahrzehntelange Unterlassen einer erneuten Grundstücks-

bewertung führt darüber hinaus zwangsläufig zu verfassungsrechtlich nicht mehr hinnehmbaren Defiziten 
beim Gesetzesvollzug. Ohne eine in regelmäßigen Abständen erfolgende Neubewertung sämtlicher der 
Einheitsbewertung unterliegender Objekte ist nicht sichergestellt, dass Änderungen der tatsächlichen Ver-
hältnisse, die Wertänderungen bewirken und zu Fortschreibungen nach § 22 BewG führen müssten, im 
Sinne des erforderlichen gleichmäßigen Gesetzesvollzugs durchgehend erfasst werden." 

572 Art. 3 Abs. 1 GG. 
573 Az. 2 BvR 287/11. Schon 2007 hat das Bundesverfassungsgericht die Bedarfsbewertung unbebauter 

Grundstücke als nicht mehr mit den Gleichbehandlungsgrundsatz vereinbar angesehen [BFH 2010, 15b]. 
574 [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.2.2]. Die Finanzminister der Länder hatten mit Beschluss vom 28. Januar 

2010 einer länderübergreifenden Arbeitsgruppe unter Federführung von Nordrhein-Westfalen und unter 
Beteiligung des Bundesministeriums der Finanzen den Auftrag erteilt, alle Ansätze zur Reform der Grund-
steuer zu bewerten und Vorschläge für das weitere Verfahren einzubringen. Auch die kommunalen Spit-
zenverbände wurden einbezogen [Löhr 2012, S. 1]. 

575 Auswertung von Kaufpreissammlungen. 
576 Vorschlag der Nordländer Berlin, Bremen, Niedersachsen, Sachsen und Schleswig-Holstein [Grundsteuer 

2010]. 
577 Vorschlag der Südländer Baden-Württemberg, Bayern und Hessen [Grundsteuer 2010a]. 
578 [Grundsteuer 2011]. 
579 Durch das Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 07. Dezember 2011 [Löhr 2012]. 
580 Zum folgenden siehe [BR 2016a]. 
581 Siehe zum Folgenden [Löhr 2012] sowie den in Kap. 4.4.2 erläuterten Vorschlag einer EU-weiten Boden-

wertabgabe. 
582 [Löhr 2012]. 
583 [BMF 2017, Tab. 5.2, S. 78]. 
584 Herr MinDirig E. SCHMIDT, München, hat uns zu Recht (ohne weitere Bewertung des Vorschlags) darauf 

hingewiesen, dass statt einer Bundes-Immobiliensteuer mit separater Bemessungsgrundlage, wie in [Ja-
rass/Obermair 2012, Kap. 3.2.1(2), S. 78/79] skizziert, ein Zuschlag zur Grundsteuer als Landes-Immo-
biliensteuer verwaltungsarm und umgehungsresistent eingeführt werden könnte. 

585 Dies würde auch bei einer Wiederinkraftsetzung der Vermögensteuer gelten. 
586 [Jarass/Obermair 2012, Kap. 3.2.1]. Eine Landes-Immobiliensteuer könnte in jedem Fall eine Vermögen-

steuer gut ergänzen, weil dann statt Vermögensteuer auf in Deutschland gelegene Immobilien eine Lan-
des-Immobiliensteuer erhoben werden könnte. Die Vermögensteuer würde dann also alle in Deutschland 
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liegenden Immobilien von einer Besteuerung ausnehmen. Alternativ könnten geleistete Zahlungen für die 
Landes-Immobiliensteuer bei der Vermögensteuerschuld angerechnet werden. 

587 [Destatis 2016e, Vermögensbilanz]; zum Immobilienvermögen der privaten Haushalte siehe [BMF 2017, 
Tab. 5.2, S. 78]. 

588 § 1 GrEStG. 
589 § 4 Nr. 9a UStG. 
590 Art. 105 Abs. 2a GG. 
591 [Jarass 2011]. 
592 [GrESt 2017]. 
593 [Jarass/Obermair 2012, Abb. 3.1a]. 
594 [BMF 2016c, Tab. 11, S. 315/316]. 
595 [Jarass 2011]. 
596 [Hessen 2016]. 
597 [BFH 2014b, juris, Tz. 10]. 
598 [BFH 2017]. 
599 [Hessen 2016]. 
600 Siehe dazu auch [Jarass 2012]. 
601 § 240 AO: 1% pro Monat. 
602 § 238 AO. 
603 § 234 AO. 
604 Soll ab 2015 erhöht werden: Bereits bei über 25.000 € 10%, bei über 100.000 € 15%, bei über 1 Mio. € 

20%. 
605 Soweit die Steuerprüfer nicht schon in dieser Angelegenheit vor der Tür stehen. Die Strafbefreiung gilt 

mittlerweile nur noch dann, wenn der Steuerhinterzieher alle hinterzogenen Steuern nachmeldet und nicht 
nur die Teile, deren Aufdeckung er befürchtet. 

606 Die strafrechtliche Verjährungsfrist beträgt bei einfacher Steuerhinterziehung 5 Jahre, bei schwerer Steu-
erhinterziehung 10 Jahre ab Eintritt der Steuerverkürzung. Die steuerrechtliche Verjährung beträgt immer 
10 Jahre; erst nach Ablauf dieser 10 Jahre sind hinterzogene Steuern nicht mehr nachzuzahlen. 

607 § 234 AO. 
608 Zzgl. einmalig 5%, falls die Hinterziehungssumme je Steuerart und Besteuerungszeitraum den Betrag von 

50.000 € übersteigt; dieser Satz soll ab 2015 erhöht werden. 
609 [Walter-Borjans/Gabriel 2016]. 
610 U.a. in §§ 228 (2), 231 AO [BMF 2016b]. 
611 § 264 HGB i.V.m. § 325 HGB. Kleinstunternehmen können laut MicroBilG vom 20. Dezember 2012 ab 

dem Geschäftsjahr 2012 ihre Offenlegungspflichten anstatt durch Veröffentlichung auch durch bloße Hin-
terlegung beim Bundesanzeiger erfüllen. 

612 § 264 Abs. 3 HGB. 
613 Zur Begründung siehe [EuGH 2014]. 
614 [Handelsblatt 2014b]. 
615 Richtlinie 2009/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009. 
616 Zu einem Überblick über die Konzernstrukturen von IKEA siehe [Hentschel 2013]. 
617 Suche im Unternehmensregister https://www.bundesanzeiger.de nach IKEA Deutschland GmbH & Co. 

KG. 
618 Und einzelnen Standorten, soweit sie, wie üblich, jeweils als separate juristische Person (z.B. als GmbH) 

organisiert sind. 
619 Auf eine kostenintensive Testierung könnte dabei durchaus verzichtet werden. 
620 In der Praxis wird die Zinssenkung wohl niedriger ausfallen. Dies gilt auch für die späteren Beschreibun-

gen zu Sp. (2b), sowohl für Zinssenkungen als auch für Senkungen der Lizenzgebühren.  


